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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für internationalen Handel ersucht den federführenden Ausschuss für 

internationalen Handel, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. erkennt die handelspolitische, wirtschaftliche und strategische Bedeutung Thailands für 

die EU an und weist auf den beträchtlichen Nutzen dieses Freihandelsabkommens (FHA) 

für die EU-Wirtschaft insgesamt hin;  

2. unterstützt die regionale Integration von ASEAN-Ländern; stellt fest, dass das FHA mit 

Thailand ein wesentliches Element in diesem Prozess ist, dessen Ziel letztendlich darin 

besteht, ein interregionales Freihandelsabkommen abzuschließen;  

3. fordert, dass aus Thailand eingeführte Fischereierzeugnisse wie Thunfischkonserven, 

durch die die Produktion in der EU und der EU-Markt für diese Erzeugnisse gestört 

werden könnten, als sensible Güter behandelt werden; vertritt zudem die Ansicht, dass 

Entscheidungen, die die Einfuhr von in Thailand verarbeiteten Thunfischkonserven 

betreffen, nur nach konsequenten Folgenabschätzungen und in enger Zusammenarbeit mit 

der Wirtschaft getroffen werden sollten, um die möglichen Auswirkungen auf die 

verarbeitende Industrie und die Vermarktung von Fischereierzeugnissen in der EU zu 

analysieren und zu bewerten; 

4. fordert, dass Einfuhren von Thunfischkonserven und anderen Fischereierzeugnissen aus 

Thailand soweit wie möglich denselben Wettbewerbsbedingungen wie 

Fischereierzeugnisse aus der EU unterliegen sollten; ist der Ansicht, dass dies 

insbesondere bedeutet, dass das Abkommen ein ehrgeiziges Kapitel über Handel und 

nachhaltige Entwicklung enthalten muss, demzufolge Thailand sich dazu verpflichtet, die 

in den grundlegenden IAO-Übereinkommen verankerten international anerkannten 

Arbeitsnormen – einschließlich der Arbeitsnormen in Bezug auf Zwangsarbeit und die 

schlimmsten Formen der Kinderarbeit – zu achten, zu fördern und umzusetzen; vertritt 

ferner die Auffassung, dass die Achtung der Menschenrechte, der Umweltschutz, die 

Bekämpfung illegalen, nichtgemeldeten und nichtregulierten Fischfangs und die 

Einhaltung der Gesundheits- und Pflanzenschutzvorschriften der EU konsequent 

gewährleistet werden sollten; ist daher der Ansicht, dass die Kommission dem 

Europäischen Parlament regelmäßig darüber Bericht erstatten sollte, ob Thailand den 

vorstehend genannten Verpflichtungen nachkommt; 

5. fordert, dass im Fall von sensiblen Fischereierzeugnissen ausnahmslos für die vollständige 

Einhaltung der – soliden und kohärenten – strengen Ursprungsregeln sowie die 

konsequente Beschränkung der Ursprungskumulierung auf Produkte wie 

Thunfischkonserven, in Bezug auf welche Thailand vielmehr ein Verarbeitungsland als 

ein Fangland ist, gesorgt wird. 

6. fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass die IUU-Verordnung1 wirksam 

umgesetzt wird und dass bei den FHA-Verhandlungen die Aufnahme eines expliziten 

                                                 
1 Verordnung (EG) Nr. 1005/2008 des Rates vom 29. September 2008 über ein Gemeinschaftssystem zur 

Verhinderung, Bekämpfung und Unterbindung der illegalen, nicht gemeldeten und unregulierten Fischerei. 



 

PE521.662v02-00 4/5 AD\1013704DE.doc 

DE 

Hinweises auf die IUU-Verordnung in das Abkommen erreicht wird; 

7. betont, dass bei der Entscheidung des Europäischen Parlaments über die Zustimmung zu 

dem Abkommen dem Gesamtverhandlungsergebnis Rechnung getragen wird, auch was 

den Fischereisektor betrifft. 
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